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Bundesminister für Justiz Dr. T s c h a .d e k beantwortete 

eine Ä.."1.frage der Abg .. J.h."~ ? f 0 i f 0 r und Genossen t die eine Erhöhung der 

Unterstützungsbeiträgo für Rechtsanwaltsanwärter während der GOJ:'ichtspraxis. 

sowie eine Regelung ihrer Rechtsstellung, ihrer Entlol~ung, Sozialvorsiche~ 

.~g und Stmlosvertretung durch ein Gesetz' anregte, 'Wie folgt: 

In den Jahren vor 1938 war oine bestimmte .Anzahl von Unter~ 

stützungeheiträgen für Bolehe Rechtsanwal tsanwärter vorgesehen, deren Untor=­

halt nicht durch eigenes EinkomoeIl oder dureh UnterstütZiung ihrer Eltern oder 

a.ndorer Angehöriger gesichert erschien. Der einzelne Unterstützungsbeitrag 

wurde in der Höhe von 50 S pro Monat. bei 1 ängerer Pra.xis in der Höhe von 

100 S pro liionat - und zwaritlD.ornach Maßgabe des Freiwerdens von Unterstüt", 

zungsbeiträgen - gewährt. Na.ch der ~efreiung - und zuar ab 1 .. 9.1946- wurde 

wieder auf die vor der Okkupation bestehende Regelung zurückgegriffen. Es 

wurden für das gesamte Bundesgebiet 350 Unterstützungsbeiträge für Rechtsan= 

waltsanwärter in der Pflichtp:t'f,l.Xis bestimmt und die Höhe des einzelnen Bei= 

trages mit 200 8, ab 1.11.1947 mit 400 S festg'Osetzt. Mit Wirksamkeit vom 

1.4.1950 wurde auch - nach zähen Verhandlung on mit dem Bundcskanzloramtund 

dem BundcsministeriuLl für Finanzen - die .Anzahl der Unterstützungsboiträge 

auf 400 S erhöht. An der -Höhe des einzelnen Unterstützungsbeitrago8 und an 

der Gesamtzahl der Unterstützungsbeiträge hat sich seither nichts ·geändert. 

Gegeniilrer den Unterstützungsbeiträgen vor 1938 betri:iEtnlso rlor 

. jetzige Unterstützungsbeitrag das Vier- be~w .. Jj,chtfacho. Eine gleich starke 

Erhöhung der Bezüge li~t sowohl boi don pra~üatischen Beamten als auch bei 

den Vertragsbediensteten bei weitem nicht vor. 

Il) aiesem Zusaomenhango darf" nicht übcr,sehen worden, daß der 

UnteretützungsbeitTag nicht den Charakter eines Gehaltes oder einer Entlo~= 

nung trägt; dann der Rechtsanwaltsanwärter . steht nicht in ei neo Dienstve.:t'= 

hältnis zum Bunde, sondern er absolviert die Praxis übexvfiegend zu Unter= 

richtszwecken. 

Um bedürftigen Rechtsanwal tsanwärtern das Durchhalten bis zur 
" . 

Erlangung eines Berufes zu erleichtorn$ vvurde die Einrichtung der Unterstüt= 
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2.Beiblatt 

zungsbeiträgo geschaffen" Da der Charakte:::' einer Entlohnung nicht gegeben 

ist J kann auch nicht für jeden Rechtsam1Qlts8nwärtcr ein solcher Beitrag in 

Erwägung gezogen werden und. insbesondere nicht ·in der Höhe der Entlohnung' 

eines Bunde sb ediensteten, der volle l.r;) oi tsverpflichtung trägt !I Dies ist auch 

aus einem zweiten Grunde nicht möglich .. Jeder österreichische Staatsbürger. 

der die drei juridischen StaatsprUfUllgcn positiv abgelegt hat, hat das Recht, 

zur Gericht spraxis, also ~mr 'Yervollko:rrm.nung seiner l~usbil(~:tlng zugolassen 

zu werden. Eine Ingeronz auf die ,Anzahl der Rechtsanwaltsanwärter steht der, 

Justizverwaltung nicht zu. Dies liegt im "i[OC.3:" der Gorichtspraxis-und in dem 

Umstand. daß für Jrtanche Berufe (zeB. dem Rochtsan'waltsboru.f) eine vorausgehende 

Gerichtspraxia RWingend vorgeschI'ieben ist und niemandom vervl/ch:f.t worden kann, 

sich einem solchen, die Gerichtspraxis erfordernden Beru.fc zuzuwc:''lden~ Esmuf., 

daher dem abnolvierter: Juristen die Vorbereitungs~öglichkeit für seinen künf= 

tigen Beruf gegeben werden~ Vürde man den Rechtsanwaltsanwärtern einen Mindest= 

gehalt zuerkennen, i~1l1en also den St.atuc eines Bediensteten einräumen, dann 

müßte hiefür dienstpostenplC'.noäßig vorgesorgt werden. Dies ist aber gar nicht 

möglioh, weil einerseits nicht feststeht, wieviele Rechtsanwaltsanwärter im 

Laufe des Ja..'l>J.res in die Gerichtspraxis eintreten und eine Begrenzung ihrer 

Anzahl nach dem Obengesagten unzulässig ist~ 

Es bleibt daher nur die Frage offen,ob der gegenwärtige Unter= 

stützungsbei trag von 400 S eine weitere Erhöhung erfahren $011. Hier handelt 

e~ sieh um eine Budgetfrage. Eine Erhöhwlg des Unterstützungsbei trages nur . 

um 100 S würde eine Mehrbelastung von jährlich 480.000 S, eine Erhöhung auf 

600 S eine jährliche Mehrbelastung von 960.000· S ergeben. Bei der derzeitigen 

Situation der Bundesi'inanzen sind solche Erhöhungen - wie sich schon anläßl,ich 

der Besprechungen Deiner Referenten mit dem Bundeskanzleramt und dem Bundes= 

ministerium für Finanzen anUÜnich der Erhöhung auf 400 Sergeben ha"t - nich:!; 

erreichbar. Aus sozialen Gründen bin ich aber bestrebt, sobald die finanziel= 

lon Möglichkeiten gegeben sind, beim Bundesministerium für Finanzen auf eine 

entsprechende El'höhung der Unt erstützungsbei träge zu dr :ingeng 

Die Rochtsstellypg der Rcchtsanrialtsanwärter in der Gcrichts= 

praxis ist durch das Gesetz vom 24.12.1910, RGB1.l/l911, und die Verordnung 

vom 8.1.1911, RGB1.Nr e5/l91l, in Verbindung mit dem GerichtsorgRn.is::J.tionsge:; 

setz vom 27,11.1896, RGB1"Nr .2l7, sowie § 2 der Rechtsanwaltsord..."l.ung, GC6üf:;' 

vom 6.7.1868, RGB1~Nr~96, fest umrissen. Bei dem gegebenen Sachverhalt ist 

ke~ne Veranlassung gegeben, eine Änderung der bestehendon Vorschriften· in 

Erwägung zu ziehen. 
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l .. bschließend ist zum Thema §_9.~lal.x.ersish9.rung l'E d Si,andesv.er = 

tretung zu sagens . 
Da die Recht sall-;val tS8...YJ.wttrt er in (leI' (ferichtspraxis keine Bundes=-

angestellten sind und nach dor ganzen Struktur der Institution der Gerichts::: 

praxis und ihrem Zweck als RechtsanwaHsanwärter auch lbeine l~ngestellten des 

Bundes werden sollen und können, sind sie von der Versicherungspflicht nicht 

erfaßbar. Es muß ihnen daher an."'1eimgestellt bleiben, ihre' Sozialversicherung 

auf freiwilliger Basis aufzubauen. 

Vas die standcsver-c;rettulg" der Rechtsamvaltsanwärtcr in der Ge= 

richtspraxis anlangt, stcht Cß ihnen frei,_sich selbst zu organisieren. Der 

Justizverwaltung liegt es ferne, den Rechtsanwaltsanwärtern diese Rechte ~ 

verwehren. Sie muSes aber ablehnen, im Gesetz- oder Verordnungswege allge= 

mein verbindliche Normen für eine Standesvertretung der Rechtsanwal tso.nwärt er 

in der Gcrichtspraxis aufiustellen, da ~wischen diesen und der Justizverwal= 

tung nur eine lose und vorübergehende Verbindung besteht. 

Nach dem gegebenen Saohverhalt bin ich daher nicht in der Lag9, 

derzeit irgend welche Schritte zur Erhöhung des Unterstützungsbeitrages für, 
-

Rechtsanwaltsanwärter in der Gerichtspraxis zu unternehmen und einen Gesetz= 

entwurf ausarbeitdn zu lassen, durch den die Rechtsstellung, Entlohnung, 

SozialversiCherung und Sta,ndesvertretung dieser Reohtsanwaltsanwärter neu 

geregelt wird" 
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